
 

Gesetzentwurf  

Landesregierung  

Gesetz zu dem Staatsvertrag über die Hochschulzulassung und über die Zulassung 

zum Hochschulstudium in Hessen  
 
 
 
Die Landesregierung legt mit Schreiben vom 20. August 2019 den nachstehenden, durch Kabi-
nettsbeschluss vom 12. August 2019 gebilligten und festgestellten Gesetzentwurf dem Landtag 
zur Beschlussfassung vor. Der Gesetzentwurf wird vor dem Landtag von der Ministerin für Wis-
senschaft und Kunst vertreten.  
 
 
 
A.  Problem 

 Das Gesetz dient im Wesentlichen der Umsetzung der Vorgaben des Bundesverfassungs-
gerichts aus dem Urteil vom 19. Dezember 2017 - 1 BvL 3/14 -, mit dem die bundes- und 
landesrechtlichen Vorschriften zur Vergabe von Studienplätzen im Studiengang Medizin 
teilweise mit dem Grundgesetz für unvereinbar erklärt wurden. Das Bundesverfassungs-
gericht hat dem Gesetzgeber eine Frist zur Neuregelung bis zum 31. Dezember 2019 ge-
setzt.  

 
B.  Lösung 

 Die Länder haben zwischen dem 21. März 2019 und 4. April 2019 einen neuen Staatsver-
trag über die Hochschulzulassung (Staatsvertrag) beschlossen, der die Monita des o.g. 
Urteils beseitigt und die Vergabe der Studienplätze im Zentralen Vergabeverfahren in den 
bundesweit zulassungsbeschränkten Studiengängen Human-, Zahn,- Tiermedizin und 
Pharmazie mit dem Ziel einer chancenoffenen und eignungsbezogenen Studienplatzvergabe 
neu regelt. Zudem schafft er die rechtlichen Voraussetzungen für die Koordinierung dieser 
Studiengänge im Dialogorientierten Serviceverfahren (DoSV).  

 
 Der Staatsvertrag über die Hochschulzulassung enthält darüber hinaus die gesetzliche 

Grundlage zur Einführung einer sog. Landarztquote. Diese kann analog zur Regelung für 
Sanitätsoffiziersanwärter der Bundeswehr gemäß der in Art. 9 des Staatsvertrags vorgese-
henen Quote für Bewerberinnen und Bewerber, die sich aufgrund entsprechender Vor-
schriften verpflichten, ihren Beruf in Bereichen besonderen öffentlichen Bedarfs auszu-
üben, eingeführt werden. Dazu ist ein gesondertes Gesetz zur Regelung einer solchen Ver-
pflichtung zu verabschieden. 

 
 Der Gesetzentwurf zu dem Staatsvertrag über die Hochschulzulassung enthält in Art. 1 die 

nach Art. 103 Abs. 2 der Verfassung des Landes Hessen erforderliche Zustimmung des 
Landtags zu dem Staatsvertrag.  

 
 In Art. 2 werden mit dem Hochschulzulassungsgesetz die dem Landesgesetzgeber überlas-

senen staatsvertraglichen Spielräume zur Ausgestaltung der hochschuleigenen Quoten 
(schulnotenunabhängige zusätzliche Eignungsquote und Auswahlverfahren der Hochschu-
len) ausgestaltet. Zugleich wird das Zulassungsrecht für örtlich zulassungsbeschränkte Stu-
diengänge im Lichte des o.g. Urteils fortentwickelt und die Möglichkeit geschaffen, auch 
mit zulassungsfreien Studiengängen am DoSV teilzunehmen.  

 
 Der Gesetzentwurf knüpft damit an das bisherige Ziel an, Chancen auf einen Studienplatz 

in zulassungsbeschränkten Studiengängen durch unterschiedliche Auswahlkriterien gerecht 
zu eröffnen.  

 
 Darüber hinaus wird für die Zulassung zu Masterstudiengängen eine Vorabquote für Bewer-

berinnen und Bewerber, die einem im öffentlichen Interesse zu berücksichtigenden oder zu 
fördernden Personenkreis angehören oder aufgrund besonderer Umstände an den Studienort 
gebunden sind - insbesondere für sogenannte „Spitzensportlerinnen und -sportler“ - , imple-
mentiert. Auch bei der Zulassung in höhere Fachsemester wird diese Personengruppe nun 
berücksichtigt. 
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 Aufgrund der Fristsetzung durch das Bundesverfassungsgericht muss das parlamentarische 
Verfahren zur Ratifizierung des Staatsvertrages über die Hochschulzulassung und zur An-
passung des Zulassungsrechts in allen Ländern bis November 2019 abgeschlossen sein.  

 
C.  Befristung 

 Keine. 
 
D.  Alternativen 

 Keine. 
 
E. Finanzielle Auswirkungen 

 Zur Umsetzung der technischen Voraussetzungen der Software für das Zentrale Vergabe-
verfahren und dessen Zusammenführung mit dem DoSV sind in den Wirtschaftsplänen 
2019 und 2020 der Stiftung für Hochschulzulassung, die der Zustimmung der Finanzmi-
nisterkonferenz unterliegen, bereits auf Basis der bisherigen Projektplanung Mittel veran-
schlagt. Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts und der Staatsvertrag haben Auswir-
kungen auf die Projektplanung. Insbesondere ist aus programmiertechnischen Gründen in 
der Kürze der vom Bundesverfassungsgericht gesetzten Umsetzungsfrist ein Übergangs-
system erforderlich. Der weitere Finanzierungsbedarf steht noch nicht abschließend fest.  

 
 Die Kosten für das DoSV werden anteilig von Land und Hochschulen getragen. Die Länder 

verpflichten sich, wie bisher im Staatsvertrag der Stiftung für Hochschulzulassung die er-
forderlichen Mittel als Zuschuss zur Verfügung zu stellen. Der Betrag wird von den Län-
dern nach dem Königsteiner Schlüssel in der jeweils geltenden Fassung aufgebracht. 

 
 1.  Auswirkungen auf die Finanz-, Vermögens- und Erfolgsrechnung 
 

 Liquidität Ergebnis 

 Ausgaben Einnahmen Aufwand Ertrag 

Einmalig im 

Haushaltsjahr 

 keine   

Einmalig in künftigen 

Haushaltsjahren 

    

Laufend ab  

Haushaltsjahr  

    

 
 2. Auswirkungen auf die mittelfristige Finanz- und Entwicklungsplanung 

  Keine. 
 
 3. Auswirkungen für hessische Gemeinden und Gemeindeverbände 

  Keine. 
 
F.  Unmittelbare oder mittelbare Auswirkungen auf die Chancengleichheit von Frauen 

und Männern 

 Keine. 
 
G.  Besondere Auswirkungen auf Menschen mit Behinderungen 

 Das Gesetz wurde am Maßstab der UN-Behindertenrechtskonvention überprüft. Es bestand 
kein Änderungsbedarf. 
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D e r  L a n d t a g  w o l l e  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l i e ß e n :  

 
Gesetz 

zu dem Staatsvertrag über die Hochschulzulassung und  
über die Zulassung zum Hochschulstudium in Hessen 

 
Vom 

 
 

Artikel 1 
Gesetz zu dem Staatsvertrag über die Hochschulzulassung 

 
§ 1 

Zustimmung zum Staatsvertrag 

Dem zwischen dem 21. März 2019 und dem 4. April 2019 unterzeichneten Staatsvertrag über die 
Hochschulzulassung wird zugestimmt. Der Staatsvertrag wird nachstehend mit Gesetzeskraft ver-
öffentlicht. 
 

§ 2 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem Art. 19 Abs. 1 Satz 1 in Kraft tritt, ist im 
Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen bekannt zu geben. 
 
 

Artikel 2 
Gesetz über die Zulassung zum Hochschulstudium in Hessen 

 
Vom 

 
 
Inhaltsübersicht 

ERSTER TEIL 
Anwendungsbereich, Kapazitätsermittlung und Festsetzung von Zulassungszahlen 

§ 1 Anwendungsbereich 

§ 2 Kapazitätsermittlung und Festsetzung von Zulassungszahlen 
 
ZWEITER TEIL 
Studienplatzvergabe in örtlich zulassungsbeschränkten Studiengängen und in  
höheren Fachsemestern 

§ 3 Vergabe von Studienplätzen 

§ 4 Vorabquoten 

§ 5 Hauptquoten 

§ 6 Zulassung zu Studiengängen, die einen Hochschulabschluss voraussetzen 

§ 7 Zulassung zu höheren Fachsemestern 

§ 8 Serviceleistungen 
 
DRITTER TEIL 
Ergänzende Vorschriften zum Staatsvertrag und zur Studienplatzvergabe in Studiengängen  
des Zentralen Vergabeverfahrens 

§ 9 Vertretung im Stiftungsrat der Stiftung für Hochschulzulassung 

§ 10 Auswahlverfahren der Hochschulen 

§ 11 Zulassung ausländischer Bewerberinnen und Bewerber 
 
VIERTER TEIL 
Schlussbestimmungen 

§ 12 Zuständigkeit 

§ 13 Erlass von Rechtsverordnungen 

§ 14 Übergangsvorschrift 

§ 15 Aufhebung bisherigen Rechts 

§ 16 Inkrafttreten 
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ERSTER TEIL 
Anwendungsbereich, Kapazitätsermittlung und Festsetzung von Zulassungszahlen 

 
§ 1 

Anwendungsbereich 

Dieses Gesetz regelt die Vergabe von Studienplätzen an den staatlichen Hochschulen des Landes, 
für die eine Zulassungszahl festgesetzt ist, soweit nicht die Vergabe durch die Stiftung für Hoch-
schulzulassung (Stiftung) im Zentralen Vergabeverfahren nach dem zwischen dem 21. März 2019 
und 4. April 2019 unterzeichneten Staatsvertrag über die Hochschulzulassung [einsetzen: Fundstelle 
des Staatsvertrags über die Hochschulzulassung] (Staatsvertrag) erfolgt und enthält ergänzende Vor-
schriften zum Staatsvertrag. Zudem regelt es das Anmeldeverfahren nach Art. 2 Abs. 1 Nr. 1 des 
Staatsvertrages.  
 

§ 2 
Kapazitätsermittlung und Festsetzung von Zulassungszahlen 

(1) Die für das Hochschulwesen zuständige Ministerin oder der hierfür zuständige Minister setzt 
die Zulassungszahlen für die in das Zentrale Vergabeverfahren der Stiftung einbezogenen sowie 
die nicht einbezogenen Studiengänge durch Rechtsverordnung fest. Abweichend hiervon setzen 
die Technische Universität Darmstadt und die Johann Wolfgang Goethe-Universität Frankfurt am 
Main die Zulassungszahlen durch Satzung fest. 

(2) Zulassungszahl ist die Zahl der von der einzelnen Hochschule höchstens aufzunehmenden 
Bewerberinnen und Bewerber in einem Studiengang. Sie wird auf der Grundlage der jährlichen 
Aufnahmekapazität festgesetzt. Zulassungszahlen dürfen nur für einen bestimmten Zeitraum, 
höchstens für die Dauer eines Jahres, festgesetzt werden. 

(3) In einem nicht in das Zentrale Vergabeverfahren der Stiftung einbezogenen Studiengang oder 
in höheren Fachsemestern eines Studienganges sollen Zulassungszahlen festgesetzt werden, wenn 
zu erwarten ist, dass die Zahl der künftig immatrikulierten Studierenden die Zahl der verfügbaren 
Studienplätze im jeweiligen Studiengang ansonsten erheblich übersteigen würde. 

(4) Die jährliche Aufnahmekapazität in Studiengängen, die nicht in das Zentrale Vergabeverfahren 
einbezogen sind, wird auf der Grundlage des Lehrangebots, des Ausbildungsaufwands und wei-
terer kapazitätsbestimmender Kriterien ermittelt. Dem Lehrangebot liegen die Stellen des haupt-
amtlich tätigen wissenschaftlichen Personals, soweit ihm Lehraufgaben übertragen sind, die Lehr-
aufträge und die dienstrechtlichen Lehrverpflichtungen unter Berücksichtigung festgelegter Er-
mäßigungen zugrunde. Der für die ordnungsgemäße Ausbildung einer oder eines Studierenden in 
dem jeweiligen Studiengang einer Hochschule erforderliche Ausbildungsaufwand wird durch 
Normwerte bestimmt, die durch Rechtsverordnung festgesetzt werden. Bei der Festsetzung von 
Normwerten sind ausbildungsrechtliche Vorschriften zu beachten. Weitere kapazitätsbestim-
mende Kriterien sind insbesondere die räumlichen und sächlichen Gegebenheiten, zusätzliche Be-
lastungen aufgrund der bisherigen Entwicklung der Studienanfängerzahl und der Zahl der Studie-
renden, die Ausstattung mit nicht wissenschaftlichem Personal und das Verbleibeverhalten der 
Studierenden.  

(5) Für fachlich und strukturell vergleichbare Studiengänge können Bandbreiten für die Norm-
werte durch Rechtsverordnung festgelegt werden. In diesem Fall setzt die Hochschule den Aus-
bildungsaufwand in dem jeweiligen Studiengang durch studiengangsspezifische Normwerte inner-
halb der Bandbreite durch Satzung fest. Die Bandbreite kann mit einem von der Hochschule 
einzuhaltenden Durchschnittswert für Normwerte verknüpft werden. 

(6) Vor der Festsetzung von Zulassungszahlen nach Abs. 1 Satz 1 legt die Hochschule dem für 
das Hochschulwesen zuständigen Ministerium einen Bericht mit ihren Kapazitätsberechnungen 
und einen Vorschlag für die Festsetzung von Zulassungszahlen vor.  

(7) Bei der Ermittlung der Aufnahmekapazität nach den Abs. 4 und 5 bleiben unberücksichtigt: 

1. Maßnahmen zum Ausgleich zusätzlicher Belastungen aufgrund der bisherigen Entwicklung 
der Studienanfängerzahl und der Zahl der Studierenden, 

2. Maßnahmen aus Leistungen des Landes nach § 1 Abs. 2 des Gesetzes zur Verbesserung 
der Qualität der Studienbedingungen und der Lehre an hessischen Hochschulen vom 18. 
Juni 2008 (GVBl. I S. 764), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. Dezember 2017 (GVBl. 
S. 482), und 

3. Maßnahmen, die aus Mitteln von Bund-Länder-Programmen zur Verbesserung der Lehre 
finanziert werden. 

Sie sind gesondert auszuweisen. 
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ZWEITER TEIL 
Studienplatzvergabe in örtlich zulassungsbeschränkten Studiengängen  

und in höheren Fachsemestern 
 

§ 3 
Vergabe von Studienplätzen 

(1) In Studiengängen, die zu einem ersten berufsqualifizierenden Abschluss führen und in denen 
eine Zulassungszahl festgesetzt ist, werden die Studienplätze für das erste Fachsemester in einem 
Auswahlverfahren nach den §§ 4 und 5 vergeben. 

(2) Die Hochschule vergibt die Studienplätze unbeschadet des § 4 Abs. 1 Nr. 2 in den Verfahren 
nach den §§ 4 und 5 an Deutsche sowie an ausländische Staatsangehörige und Staatenlose, die 
Deutschen gleichgestellt sind. Deutschen gleichgestellt sind Staatsangehörige eines anderen Mit-
gliedstaates der Europäischen Union sowie sonstige ausländische Staatsangehörige oder Staaten-
lose, die eine deutsche Hochschulzugangsberechtigung besitzen. Verpflichtungen zur Gleichstel-
lung weiterer Personen aufgrund zwischenstaatlicher Vereinbarungen sind zu berücksichtigen. 

(3) Den Bewerberinnen und Bewerbern dürfen keine Nachteile entstehen aus  

1. der Erfüllung von Dienstpflichten nach Art. 12a des Grundgesetzes und der Übernahme sol-
cher Dienstpflichten und entsprechender Dienstleistungen auf Zeit bis zur Dauer von drei 
Jahren, 

2. der Ableistung eines freiwilligen Wehrdienstes als besonderes staatsbürgerliches Engagement 
nach dem Soldatengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Mai 2005 (BGBl. I 
S. 1482), zuletzt geändert durch Gesetz vom 4. August 2019 (BGBl. I S. 1147), in der jeweils 
geltenden Fassung, 

3. der Ableistung eines Bundesfreiwilligendienstes nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz vom 
28. April 2011 (BGBl. I S. 687), zuletzt geändert durch Gesetz vom 6. Mai 2019 (BGBl. I  
S. 644), in der jeweils geltenden Fassung, 

4. dem Entwicklungsdienst nach dem Entwicklungshelfer-Gesetz vom 18. Juni 1969 (BGBl. I 
S. 549), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Mai 2017 (BGBl. I S. 1228), in der jeweils 
geltenden Fassung, 

5. der Ableistung eines Jugendfreiwilligendienstes nach dem Jugendfreiwilligendienstegesetz vom 
16. Mai 2008 (BGBl. I S. 842), zuletzt geändert durch Gesetz vom 6. Mai 2019 (BGBl. I  
S. 644), in der jeweils geltenden Fassung oder im Rahmen eines von der Bundesregierung 
geförderten Modellprojekts oder 

6. der Betreuung oder Pflege eines Kindes unter 18 Jahren oder einer pflegebedürftigen Person 
aus dem Kreis der sonstigen Angehörigen bis zur Dauer von drei Jahren. 

Bewerberinnen und Bewerber nach Satz 1 werden nach Maßgabe einer Rechtsverordnung auf-
grund eines früheren Zulassungsanspruchs vor der Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber 
nach den §§ 4 und 5 zugelassen. Sofern mehr Bewerberinnen und Bewerber nach Satz 1 zuzulas-
sen sind, als Plätze zur Verfügung stehen, entscheidet das Los. 

(4) Wer am Bewerbungsstichtag das 55. Lebensjahr vollendet hat, wird an einem Auswahlverfah-
ren nur beteiligt, wenn für das beabsichtigte Studium unter Berücksichtigung der persönlichen 
Situation schwerwiegende wissenschaftliche oder berufliche Gründe sprechen.  
 

§ 4 
Vorabquoten 

(1) Bei der Vergabe von Studienplätzen nach § 3 sind bis zu 20 Prozent der zur Verfügung ste-
henden Studienplätze vorzubehalten für: 

1. Bewerberinnen und Bewerber, für die die Ablehnung des Zulassungsantrages eine außerge-
wöhnliche Härte bedeuten würde, 

2. ausländische Staatsangehörige und Staatenlose, soweit sie nicht Deutschen gleichgestellt sind, 

3. Bewerberinnen und Bewerber, die bereits ein Studium in einem anderen Studiengang abge-
schlossen haben (Bewerberinnen und Bewerber für ein Zweitstudium), 

4. Bewerberinnen und Bewerber, die einem von der Hochschule durch Satzung festgelegten, im 
öffentlichen Interesse zu berücksichtigenden oder zu fördernden Personenkreis angehören und 
aufgrund besonderer Umstände an den Studienort gebunden sind, insbesondere Bewerberin-
nen und Bewerber, die einem auf Bundesebene gebildeten Olympia-, Perspektiv-, Ergän-
zungs-, Nachwuchskader 1 oder Nachwuchskader 2 eines Bundesverbandes des Deutschen 
Olympischen Sportbundes angehören und von einem Olympiastützpunkt betreut werden, und  
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5. Bewerberinnen und Bewerber nach § 54 Abs. 6 des Hessischen Hochschulgesetzes vom 14. 
Dezember 2009 (GVBl. I S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. Dezember 2017 
(GVBl. S. 482), für Studiengänge, die mit einer staatlichen Prüfung abschließen. 

(2) Wer den Quoten nach Abs. 1 Nr. 2 und 3 unterfällt, kann nicht in den Hauptquoten nach § 5 
Abs. 1 zugelassen werden. Nicht in Anspruch genommene Studienplätze in den Quoten nach Abs. 1 
werden im Auswahlverfahren nach § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 vergeben. 

(3) Eine außergewöhnliche Härte nach Abs. 1 Nr. 1 liegt vor, wenn besondere, insbesondere 
soziale und familiäre Gründe in der Person der Bewerberin oder des Bewerbers die sofortige 
Aufnahme des Studiums zwingend erfordern. Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber 
bestimmt sich nach dem Grad der außergewöhnlichen Härte. 

(4) Bewerberinnen und Bewerber nach Abs. 1 Nr. 2 werden nach der Durchschnittsnote der 
Hochschulzugangsberechtigung, nach dem Ergebnis eines Studieneignungstests, nach dem Ergeb-
nis eines Auswahlgesprächs oder nach einer Kombination dieser Auswahlkriterien ausgewählt. 
Besondere Umstände, die für ein Studium an einer deutschen Hochschule sprechen, können be-
rücksichtigt werden. Als ein solcher Umstand ist insbesondere anzusehen, wenn die Bewerberin 
oder der Bewerber 

1. die Hochschulzugangsberechtigung ausschließlich nach ausländischem Recht an einer Deut-
schen Auslandsschule erworben hat, 

2. die Bewilligung eines Stipendiums durch eine öffentlich finanzierte deutsche Einrichtung 
nachweist, 

3. Förderleistungen aufgrund zwischenstaatlicher Verträge oder Hochschulvereinbarungen er-
hält, 

4. in der Bundesrepublik Deutschland als Asylberechtigte oder Asylberechtigter anerkannt ist, 

5. aus einem Land kommt, in dem es keine Ausbildungsstätten für den gewählten Studiengang 
gibt, oder 

6. einer deutschsprachigen Minderheit im Ausland angehört. 

Die Hochschule trifft die Entscheidung nach pflichtgemäßem Ermessen. Verpflichtungen auf-
grund zwischenstaatlicher Beziehungen sind zu berücksichtigen. § 5 Abs. 2 Satz 5 und 6 gilt 
entsprechend. 

(5) Bewerberinnen und Bewerber nach Abs. 1 Nr. 3 werden nach dem Prüfungsergebnis des 
Erststudiums und nach den für die Bewerbung für das weitere Studium maßgeblichen Gründen 
ausgewählt.  

(6) Bewerberinnen und Bewerber nach Abs. 1 Nr. 4 und 5 werden nach dem Ergebnis der Hoch-
schulzugangsberechtigung ausgewählt.  

(7) Wer geltend macht, aus nicht selbst zu vertretenden Umständen daran gehindert gewesen zu 
sein, einen für die Berücksichtigung bei der Auswahl nach dem Ergebnis der Hochschulzugangs-
berechtigung in den Quoten nach Abs. 1 Nr. 4 und 5 besseren Wert zu erreichen, wird mit dem 
Wert am Auswahlverfahren beteiligt, den sie oder er nachweisen kann. 

(8) Besteht bei der Auswahl in den Quoten nach Abs. 1 Nr. 1, 3, 4 und 5 Ranggleichheit, werden 
von den Bewerberinnen und Bewerbern diejenigen vorrangig ausgewählt, die dem Personenkreis 
nach § 3 Abs. 3 Satz 1 angehören. Besteht danach noch Ranggleichheit, entscheidet das Los. 
Besteht bei der Auswahl in der Quote nach Abs. 1 Nr. 2 Ranggleichheit, entscheidet das Los.  
 

§ 5 
Hauptquoten 

(1) Die nach Abzug der Vorabquoten nach § 4 verbleibenden Studienplätze werden durch die 
Hochschule nach folgenden Grundsätzen vergeben: 

1. zu 20 Prozent nach der Anzahl der Semester seit dem Erwerb der Hochschulzugangsberech-
tigung für den gewählten Studiengang (Wartezeit); Zeiten eines Studiums an einer deutschen 
Hochschule sowie mehr als sieben Semester werden bei der Berechnung der Wartezeit nicht 
berücksichtigt, 

2. zu 80 Prozent nach dem Ergebnis eines von der Hochschule durchzuführenden Auswahlver-
fahrens. 

Die Hochschule kann die nach Satz 1 Nr. 2 zu vergebenden Studienplätze in bis zu drei Unter-
quoten unter jeweiliger Berücksichtigung der Maßgaben von Abs. 2 aufteilen. Nicht in den Quoten 
nach Satz 1 und 2 in Anspruch genommene Studienplätze werden in der jeweils anderen Quote 
vergeben. Wer geltend macht, aus nicht selbst zu vertretenden Umständen daran gehindert gewe-
sen zu sein, einen für die Berücksichtigung bei der Auswahl nach der Wartezeit oder nach dem 
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Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung besseren Wert zu erreichen, wird mit dem Wert am 
Verfahren beteiligt, den sie oder er nachweisen kann. 

(2) Im Auswahlverfahren nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 trifft die Hochschule die Auswahlentscheidung 
nach dem Grad der Eignung für den gewählten Studiengang und sich typischerweise anschließende 
Berufstätigkeiten anhand folgender Auswahlkriterien: 

1. Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung für das gewählte Studium (Durchschnittsnote 
und Punkte), 

2. gewichtete Einzelnoten der Hochschulzugangsberechtigung, die über die fachspezifische Eig-
nung Auskunft geben, 

3. Ergebnis eines fachspezifischen Studieneignungstests, 

4. Ergebnis eines Gesprächs oder anderer mündlicher Verfahren, die von der Hochschule mit 
den Bewerberinnen und Bewerbern durchgeführt werden, um Aufschluss über deren Eignung 
für das gewählte Studium und den angestrebten Beruf zu erhalten, 

5. Art einer abgeschlossenen Berufsausbildung oder Berufstätigkeit in einem anerkannten Aus-
bildungsberuf, die über die fachspezifische Eignung Auskunft gibt, 

6. besondere Vorbildungen, praktische Tätigkeiten, insbesondere Freiwilligendienste, außer-
schulische Leistungen oder Qualifikationen, die über die fachspezifische Eignung Auskunft 
geben,  

7. schriftliche Ausarbeitungen oder Abhandlungen, insbesondere Essays, die über die fachspe-
zifische Eignung Auskunft geben, oder 

8. eine Verbindung von Auswahlkriterien nach Nr. 1 bis 7. 

Bei der Auswahlentscheidung ist das Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung zu berücksich-
tigen. Die von der Hochschule in die Auswahlentscheidung einbezogenen Auswahlkriterien müs-
sen in ihrer Gesamtheit eine hinreichende Vorhersagekraft für den Studienerfolg und sich typi-
scherweise anschließende Berufstätigkeiten gewährleisten. Die Hochschule hat die Auswahlkrite-
rien nach Satz 1 in standardisierter, strukturierter und qualitätsgesicherter Weise transparent an-
zuwenden. Die Hochschulen können fachspezifische Studieneignungstests nach Satz 1 Nr. 3 und 
Gespräche oder andere mündliche Verfahren nach Satz 1 Nr. 4 gemeinsam durchführen oder eine 
Hochschule oder Dritte mit der Durchführung beauftragen. Wird ein Verfahren nach Satz 5 für 
mehrere Hochschulen durchgeführt, bestimmen die Hochschulen durch Satzung, an wen der An-
trag auf Teilnahme zu richten ist. 

(3) Besteht bei der Auswahl im Verfahren nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Ranggleichheit, bestimmt 
sich die Rangfolge nach dem Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung. Besteht bei der Aus-
wahl im Verfahren nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Ranggleichheit, bestimmt sich die Rangfolge über 
die Auswahl nach der Wartezeit entsprechend Abs. 1 Satz 1 Nr. 1. Die Hochschule kann durch 
Satzung bestimmen, dass sich die Rangfolge abweichend von Satz 1 und 2 nach einem anderen 
Auswahlkriterium oder einer Kombination von Auswahlkriterien nach Abs. 2 Satz 1 bestimmt. 
Besteht bei der Auswahl nach Satz 1 bis 3 noch Ranggleichheit, wird vorrangig ausgewählt, wer 
dem Personenkreis nach § 3 Abs. 3 Satz 1 angehört. Im Übrigen entscheidet das Los. 

(4) Zur Durchführung aufwendiger und individualisierter Auswahlverfahren, insbesondere nach 
Bewerbungsschluss durchzuführender Auswahlgespräche, anderer mündlicher Verfahren oder 
fachspezifischer Studieneignungstests, kann die Hochschule die Zahl der Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer am Auswahlverfahren nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 auf das Dreifache der Zahl der hier-
nach zu vergebenden Studienplätze durch Satzung begrenzen. In diesem Fall entscheidet die Hoch-
schule über die Teilnahme aufgrund eines Auswahlkriteriums oder einer Kombination von Aus-
wahlkriterien nach Abs. 2 Satz 1. Bei Ranggleichheit gilt Abs. 3 Satz 4 und 5 entsprechend. 

(5) Die Hochschule regelt die Einzelheiten des Verfahrens nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, insbesondere 
die Auswahlkriterien und deren Anwendung, durch Satzung. Verfahren und Auswahlkriterien 
sind so zu gestalten, dass niemand unmittelbar oder mittelbar aufgrund des Geschlechts, der eth-
nischen Herkunft, der Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung oder der sexuellen Ori-
entierung diskriminiert wird. Die Verfahren sind, soweit möglich, barrierefrei zu gestalten und 
für Bewerberinnen und Bewerber mit Behinderungen sind angemessene Vorkehrungen zum Nach-
teilsausgleich vorzusehen. 

(6) Die Hochschulen können bei Auswahlverfahren in Studiengängen, deren Studienangebot in 
besonderer Weise auf ausländische Studienbewerberinnen und Studienbewerber ausgerichtet ist, 
deren Lehrveranstaltungen ganz oder zu einem wesentlichen Teil in einer ausländischen Sprache 
abgehalten werden und die zu einem im Ausland üblichen Hochschulgrad führen, durch Satzung 
von den Regelungen des Abs. 1 Satz 1 sowie des Abs. 2 Satz 1 und 2 abweichen. 
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(7) Sofern in Studiengängen gesonderte Zulassungszahlen für Bewerberinnen und Bewerber fest-
gesetzt sind, die nach § 54 Abs. 4 Satz 3 des Hessischen Hochschulgesetzes hervorragend wis-
senschaftlich oder künstlerisch begabt sind und keine Hochschulzugangsberechtigung besitzen, 
werden die Studienplätze an diese Bewerberinnen und Bewerber durch Losentscheid vergeben. 
Verfügbar gebliebene Plätze werden in der Quote nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 vergeben. 
 

§ 6 
Zulassung zu Studiengängen, die einen Hochschulabschluss voraussetzen 

(1) Sofern in Studiengängen, die den erfolgreichen Abschluss eines bestimmten anderen Studiums 
voraussetzen (postgraduale Studiengänge), Zulassungszahlen festgesetzt sind, erfolgt die Vergabe 
der Studienplätze nach Bildung von Vorabquoten entsprechend § 4 Abs. 1 Nr. 1 und 4 in entspre-
chender Anwendung von § 5 Abs. 1 Satz 1. Im Auswahlverfahren entsprechend § 5 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 bestimmt sich die Wartezeit nach der Anzahl der Semester seit der Abschlussprüfung des nach 
Satz 1 vorausgesetzten Studiums; § 5 Abs. 1 Satz 4 gilt entsprechend. Im Auswahlverfahren ent-
sprechend § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 nimmt die Hochschule die Auswahl der Bewerberinnen und 
Bewerber aufgrund der Kriterien vor, die Voraussetzung für den Zugang zu dem postgradualen 
Studiengang sind. Die Auswahlkriterien nach § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 bis 7 können zusätzlich 
herangezogen werden. § 4 Abs. 3, 6 und 7 sowie § 5 Abs. 1 Satz 2 und 3, Abs. 2 Satz 3 und 4, 
Abs. 4 und 5 gelten entsprechend; § 4 Abs. 6 sowie § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und Abs. 4 gelten mit 
der Maßgabe, dass an die Stelle der Hochschulzugangsberechtigung jeweils der Hochschulabschluss 
tritt, der Voraussetzung für den Zugang zu dem postgradualen Studiengang ist. Die Hochschule 
kann abweichend von Satz 1 durch Satzung festlegen, dass eine Auswahl nach der Wartezeit ent-
sprechend § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 nicht oder in einem geringeren Umfang als 20 Prozent erfolgt. 

(2) Besteht bei der Auswahl nach Abs. 1 Satz 2 Ranggleichheit, bestimmt sich die Rangfolge nach 
der Durchschnittsnote des Hochschulabschlusses, der Voraussetzung für den Zugang zu dem post-
gradualen Studiengang ist. Besteht bei der Auswahl nach Abs. 1 Satz 3 Ranggleichheit, gilt Abs. 1 
Satz 2 entsprechend. Die Hochschule kann durch Satzung festlegen, dass sich die Rangfolge abwei-
chend von Satz 1 und 2 nach einem anderen nach Abs. 1 Satz 3 und 4 zulässigen Auswahlkriterium 
oder einer Kombination von Auswahlkriterien bestimmt. Besteht bei der Auswahl nach Satz 1 bis 3 
noch Ranggleichheit, entscheidet das Los. 
 

§ 7 
Zulassung zu höheren Fachsemestern 

(1) Sind in einem Studiengang an einer Hochschule Zulassungszahlen für höhere Fachsemester 
festgesetzt, werden verfügbare Studienplätze von der Hochschule an die Bewerberinnen und Be-
werber vergeben, die die Voraussetzungen für die Aufnahme in das betreffende höhere Fachse-
mester erfüllen. Die Zahl der verfügbaren Studienplätze ergibt sich für das jeweilige Fachsemester 
aus der Differenz zwischen der festgesetzten Zulassungszahl und der Zahl der immatrikulierten 
Studentinnen und Studenten. 

(2) Unbeschadet der Regelung in Abs. 1 sind zuzulassen: 

1. Bewerberinnen und Bewerber nach § 3 Abs. 3 Satz 1, die sich an der Hochschule, an der sie 
vor der Unterbrechung ihres Studiums immatrikuliert waren, für denselben Studiengang be-
werben, 

2. Bewerberinnen und Bewerber, die in ihrem Studiengang aus fachbedingten Gründen ein vom 
zuständigen Fachbereich, Prüfungsamt oder Prüfungsausschuss für notwendig gehaltenes Stu-
dium von bis zu drei Semestern an einer anderen Hochschule in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union durchlaufen haben und sich an der Hochschule, an der sie vorher im-
matrikuliert waren, für denselben Studiengang bewerben, 

3. Bewerberinnen und Bewerber, die ihr Studium für die Dauer eines fachbedingten, vom zu-
ständigen Fachbereich, Prüfungsamt oder Prüfungsausschuss für sinnvoll erachteten Aus-
landsaufenthaltes unterbrochen haben und sich an der Hochschule, an der sie vor der Unter-
brechung immatrikuliert waren, für denselben Studiengang bewerben. 

(3) Ist eine Auswahl unter den Bewerberinnen und Bewerbern, die die Voraussetzung nach Abs. 1 
Satz 1 erfüllen, erforderlich, werden die Studienplätze in folgender Reihenfolge vergeben: 

1. an Bewerberinnen und Bewerber, die für ein niedrigeres Fachsemester in dem Studiengang, 
für den sie die Zulassung zu einem höheren Fachsemester beantragen, bereits an der Hoch-
schule endgültig zugelassen sind, 

2. an Bewerberinnen und Bewerber, deren Zulassung auf den ersten Teil eines Studiengangs 
beschränkt ist, weil das Weiterstudium an einer deutschen Hochschule nicht gewährleistet ist 
(Teilstudienplatz), 

3. an Bewerberinnen und Bewerber, die für denselben Studiengang an einer deutschen Hoch-
schule endgültig eingeschrieben sind oder waren oder die durch Studienzeiten an einer Hoch-
schule in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union anrechenbare Leistungen für diesen 
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Studiengang aufgrund einer Anrechnungsbescheinigung der dafür zuständigen Stelle nach-
weisen, in der nachstehenden Rangfolge: 

a) an Bewerberinnen und Bewerber mit amtlich festgestellter Eigenschaft als schwerbehin-
derter Mensch nach dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch oder deren Studienortwechsel 
aus behinderungsbedingten oder gesundheitlichen Gründen erforderlich ist, 

b) an Bewerberinnen und Bewerber mit gemeinsamer Hauptwohnung mit der Ehegattin, 
dem Ehegatten, der Lebenspartnerin, dem Lebenspartner oder einem tatsächlich betreu-
ten Kind unter 18 Jahren in den dem Studienort nach Maßgabe einer Rechtsverordnung 
nach § 13 Nr. 4 zugeordneten Landkreisen und kreisfreien Städten, 

c) an Bewerberinnen und Bewerber bei Anerkennung besonderer sozialer, insbesondere fa-
miliärer und wirtschaftlicher Gründe, die für einen Studienortwechsel sprechen, 

d) an Bewerberinnen und Bewerber nach § 4 Abs. 1 Nr. 4, 

e) an Bewerberinnen und Bewerber, die nicht bereits nach Buchst. a bis d zu berücksichtigen 
sind,  

4. an sonstige Bewerberinnen und Bewerber. 

(4) Besteht innerhalb der Bewerbergruppen nach den Abs. 2 und 3 Ranggleichheit, entscheidet 
das Los. 
 

§ 8 
Serviceleistungen 

Die Hochschulen in staatlicher sowie in nicht staatlicher Trägerschaft mit Sitz in Hessen können 
bei der Durchführung von örtlichen Zulassungs- und Anmeldeverfahren nach Beauftragung von 
der Stiftung nach Art. 4 des Staatsvertrages unterstützt werden (Serviceleistungen). Die Teil-
nahme der Hochschulen in staatlicher Trägerschaft am Dialogorientierten Serviceverfahren nach 
Art. 2 Abs. 2 und Art. 4 des Staatsvertrages kann durch Rechtsverordnung geregelt werden. Die 
Einzelheiten der Zusammenarbeit zwischen der Hochschule und der Stiftung sind von diesen nach 
Maßgabe des Landesrechts vertraglich festzulegen. 
 

DRITTER TEIL 
Ergänzende Vorschriften zum Staatsvertrag und zur Studienplatzvergabe  

in Studiengängen des Zentralen Vergabeverfahrens 
 

§ 9 
Vertretung im Stiftungsrat der Stiftung für Hochschulzulassung 

Die Vertreterin oder der Vertreter des Landes Hessen im Stiftungsrat der Stiftung wird von dem 
für das Hochschulwesen zuständigen Ministerium, die Vertreterin oder der Vertreter der Hoch-
schulen wird von der Hochschulrektorenkonferenz in Abstimmung mit den Präsidentinnen und 
Präsidenten der Hochschulen des Landes bestellt. 
 

§ 10 
Auswahlverfahren der Hochschulen 

(1) In den Auswahlverfahren nach Art. 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und 3 des Staatsvertrages trifft die 
Hochschule die Auswahlentscheidung nach dem Grad der Eignung für den gewählten Studiengang 
und sich typischerweise anschließende Berufstätigkeiten. 

(2) Die Auswahlentscheidung nach Art. 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 in Verbindung mit Abs. 2 des Staats-
vertrages trifft die Hochschule ausschließlich aufgrund eines schulnotenunabhängigen Auswahlkrite-
riums oder einer Verbindung solcher Auswahlkriterien nach § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 bis 6. 

(3) Die Auswahlentscheidung nach Art. 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 in Verbindung mit Abs. 3 des 
Staatsvertrages trifft die Hochschule anhand von Auswahlkriterien nach § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 
bis 6 und 8 mit folgenden Maßgaben: 

1. neben dem Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung ist mindestens ein schulnotenunab-
hängiges Auswahlkriterium nach § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 bis 6 in die Auswahlentscheidung 
einzubeziehen; dabei ist mindestens ein schulnotenunabhängiges Auswahlkriterium erheblich 
zu gewichten und muss das Ergebnis eines fachspezifischen Studieneignungstests nach § 5 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 in die Auswahlentscheidung einfließen, 

2. im Studiengang Medizin ist ein weiteres schulnotenunabhängiges Auswahlkriterium nach § 5 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 bis 6 zu berücksichtigen, 

3. die Anwendung des Auswahlkriteriums nach § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 erfolgt in Verbindung 
mit Art. 8 Abs. 2 und Art. 10 Abs. 1 Satz 3 bis 5 des Staatsvertrages. 
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(4) Die Hochschule kann die im Verfahren nach Abs. 3 zu vergebenden Studienplätze in bis zu drei 
Unterquoten unter jeweiliger Berücksichtigung der Maßgaben von Abs. 3 Nr. 1 und 3 aufteilen; im 
Studiengang Medizin unter zusätzlicher Berücksichtigung der Maßgabe von Abs. 3 Nr. 2. Die Hoch-
schule kann abweichend von Satz 1 durch Satzung festlegen, dass für eine Unterquote nach Satz 1 
im Umfang von bis zu 15 Prozent der zur Verfügung stehenden Studienplätze die Auswahl nach 
Maßgabe des Abs. 2 erfolgt. 

(5) Besteht bei der Auswahl nach den Abs. 2 und 3 Ranggleichheit, wird vorrangig ausgewählt, 
wer dem Personenkreis nach § 3 Abs. 3 Satz 1 angehört. Die Hochschule kann durch Satzung 
abweichend von Satz 1 festlegen, dass sich die Rangfolge vorrangig nach einem in der jeweiligen 
Quote zulässigen Auswahlkriterium oder einer Kombination solcher Auswahlkriterien bestimmt. 
Besteht bei der Auswahl nach Satz 1 und 2 noch Ranggleichheit, entscheidet das Los. 

(6) Die Hochschule kann die Anzahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer an den Auswahlver-
fahren nach den Abs. 2 und 3 entsprechend § 5 Abs. 4 Satz 1 durch Satzung begrenzen. Über die 
Teilnahme am Auswahlverfahren nach Abs. 2 entscheidet die Hochschule aufgrund des Ergebnis-
ses eines fachspezifischen Studieneignungstests. Über die Teilnahme am Auswahlverfahren nach 
Abs. 3 entscheidet die Hochschule aufgrund einer nach Abs. 3 Nr. 1 in Verbindung mit Nr. 3 
zulässigen Kombination von Auswahlkriterien. Für bis zu 35 Prozent der von der Hochschule in 
den Verfahren nach den Abs. 2 und 3 insgesamt zu vergebenden Studienplätze kann diese durch 
Satzung eine Vorauswahl für die Teilnahme nach dem Grad der Ortspräferenz vorsehen. 

(7) Im Falle der Ranggleichheit bei der Vorauswahl nach dem Grad der Ortspräferenz bestimmt sich 
die Rangfolge im Auswahlverfahren nach Abs. 2 nach dem Ergebnis eines fachspezifischen Stu-
dieneignungstests, im Auswahlverfahren nach Abs. 3 nach dem Ergebnis der Hochschulzugangsbe-
rechtigung. Besteht bei der Auswahl nach Satz 1 und bei der Vorauswahl nach Abs. 6 Satz 2 und 3 
Ranggleichheit, wird vorrangig ausgewählt, wer dem Personenkreis nach § 3 Abs. 3 Satz 1 ange-
hört. Im Übrigen entscheidet das Los. 

(8) § 5 Abs. 2 Satz 3 bis 6 und Abs. 5 gilt entsprechend.  
 

§ 11 
Zulassung ausländischer Bewerberinnen und Bewerber 

Auf die Zulassung ausländischer Staatsangehöriger und Staatenloser nach Art. 9 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 3 des Staatsvertrages findet § 4 Abs. 4 und 8 Satz 3 entsprechende Anwendung. 
 

VIERTER TEIL 
Schlussbestimmungen 

 
§ 12 

Zuständigkeit 

Zuständige Landesbehörde im Sinne der Regelungen des Staatsvertrages und dieses Gesetzes ist 
das für das Hochschulwesen zuständige Ministerium. 
 

§ 13 
Erlass von Rechtsverordnungen 

(1) Die für das Hochschulwesen zuständige Ministerin oder der hierfür zuständige Minister erlässt 
die Rechtsverordnungen nach Art. 12 und 18 Abs. 2 und 3 des Staatsvertrages und regelt durch 
Rechtsverordnung: 

1. die Einzelheiten des Verfahrens nach § 2 Abs. 4 bis 7; im Fall der Festsetzung der Normwerte 
nach § 2 Abs. 4 und der Festlegung von Bandbreiten nach § 2 Abs. 5 nach Anhörung der 
Hochschulen, 

2. die Einzelheiten des Bewerbungsverfahrens einschließlich der Fristen für zulassungsbe-
schränkte Studiengänge, die nicht in das Zentrale Vergabeverfahren einbezogen sind; dabei 
kann die Verpflichtung zur elektronischen Antragstellung vorgesehen werden, 

3. die Einzelheiten der Auswahlverfahren und der Auswahlkriterien in den Quoten nach § 4, 
insbesondere den Umfang der Quoten nach § 4,  

4. die Einzelheiten zur Berücksichtigung eines Dienstes nach § 3 Abs. 3 und des Loses im Falle 
der Ranggleichheit nach § 5 Abs. 3 und 4, zur Berücksichtigung und Berechnung der Wartezeit 
nach den §§ 5 und 6 und des Ergebnisses der Hochschulzugangsberechtigung nach § 5 sowie 
das Nähere zur Auswahl und Ermittlung der Zahl der verfügbaren Studienplätze nach § 7,  

5. im Einvernehmen mit der für das Schulwesen zuständigen Ministerin oder dem hierfür zustän-
digen Minister Verfahren und Methoden zur Herstellung einer annähernden Vergleichbarkeit, 
insbesondere der Abiturdurchschnittsnoten, und deren Anwendung, soweit erforderlich,  
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6. die Benennung der Studiengänge nach § 5 Abs. 6 und den Anteil der Studienplätze für aus-
ländische und staatenlose Bewerberinnen und Bewerber, soweit sie nicht Deutschen gleich-
gestellt sind, 

7. den Ablauf des Vergabeverfahrens und die Beteiligung am Vergabeverfahren nach den §§ 4 
bis 7 sowie die Vergabe nicht in Anspruch genommener oder aus anderen Gründen frei ge-
bliebener Plätze auch an Bewerberinnen und Bewerber, die die Fristen versäumt haben; dabei 
kann die Verpflichtung zu einem elektronischen Bescheidversand vorgesehen werden, 

8. die Gleichstellung weiterer Personen mit Deutschen aufgrund zwischenstaatlicher Vereinba-
rungen nach § 3 Abs. 2 Satz 3, 

9. die Einzelheiten der Serviceleistungen in örtlich zulassungsbeschränkten Studiengängen und 
des Anmeldeverfahrens, soweit diese nicht durch Verordnung nach Art. 12 Abs. 1 Nr. 10 
des Staatsvertrages zu regeln sind, und die Teilnahme der Hochschulen am Dialogorientierten 
Serviceverfahren nach § 8, 

10. das Nähere zur Berücksichtigung und Berechnung des Ergebnisses der Hochschulzugangsbe-
rechtigung nach § 10 Abs. 3 sowie zur Berücksichtigung eines Dienstes nach Art. 8 Abs. 3 
des Staatsvertrages und des Loses im Falle der Ranggleichheit nach § 10 Abs. 5 und 7, 

11. das Nähere zur Berücksichtigung und Berechnung der Wartezeit nach § 18 Abs. 1 des Staats-
vertrages. 

(2) Abweichend von Abs. 1 Nr. 3 kann die Hochschule den Umfang der Quote nach § 4 Abs. 1 
Nr. 2 aus studiengangsspezifischen Gründen durch Satzung festlegen. Die Bestimmung einer Min-
dest- oder Höchstquote bleibt einer Rechtsverordnung nach Abs. 1 Nr. 3 vorbehalten. 
 

§ 14 
Übergangsvorschrift 

Für das Vergabeverfahren zum Wintersemester 2019/2020 ist das Gesetz zum Staatsvertrag über 
die Errichtung einer gemeinsamen Einrichtung für Hochschulzulassung vom 15. Dezember 2009 
(GVBl. I S. 705), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30. November 2015 (GVBl. S. 510), anzu-
wenden. 
 

§ 15 
Aufhebung bisherigen Rechts 

Das Gesetz zum Staatsvertrag über die Errichtung einer gemeinsamen Einrichtung für Hochschul-
zulassung und das Gesetz zum Staatsvertrag über die gemeinsame Einrichtung für Hochschulzu-
lassung vom 29. September 2017 (GVBl. S. 299) werden aufgehoben.  
 

§ 16 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
 
 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
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Begründung 
 
 
1.   Allgemeines 

Zweck dieses Gesetzes ist, in Art. 1 (Gesetz zu dem Staatsvertrag) die Zustimmung des Landtages 
nach Art. 103 Abs. 2 der Verfassung des Landes Hessen zum Staatsvertrag einzuholen und in 
Art. 2 (Gesetz über die Zulassung zum Hochschulstudium in Hessen) die dem Landesrecht über-
lassenen Zuständigkeits- und Ermächtigungsbestimmungen des Staatsvertrages umzusetzen sowie 
die Vergabe der Studienplätze in Studiengängen, die nicht in das vom Staatsvertrag geregelte 
Zentrale Vergabeverfahren einbezogen sind, zu regeln. 

Mit dem Staatsvertrag über die Hochschulzulassung vom 21. März 2019 wird der geltende Staats-
vertrag über die Errichtung einer gemeinsamen Einrichtung für Hochschulzulassung vom 5. Juni 
2008 abgelöst. 

Anlass für den neuen Staatsvertrag ist das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 19. Dezem-
ber 2017 - 1 BvL 3/14 mit dem die bundes- und landesrechtlichen Vorschriften zur Vergabe von 
Studienplätzen an staatlichen Hochschulen im Studiengang Medizin teilweise mit dem Grundge-
setz für unvereinbar erklärt wurden. 

Mit der Neuordnung der Vergabe der Studienplätze im Zentralen Vergabeverfahren durch den 
Staatsvertrag wird der Forderung des Bundesverfassungsgerichts nach einer chancenoffenen und 
eignungsorientierten Studienplatzvergabe Rechnung getragen. Die Eignung bemisst sich dabei an 
dem konkreten Studiengang und sich typischerweise anschließenden Berufstätigkeiten.  

Eine wesentliche Neuerung stellt die Abschaffung der Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber 
nach der Wartezeit (Wartezeitquote) dar. Zur Berücksichtigung der besonderen Belange derjeni-
gen, die eine Zulassung in der Wartezeitquote angestrebt haben, wurde eine Übergangsregelung 
von zwei Jahren geschaffen. 

Die Hauptquoten, in denen die Studienplätze vergeben werden, wurden im Zuge der Abschaffung 
der Wartezeitquote neu geordnet. Die nach Abzug von Vorabquoten für bestimmte Bewerber-
gruppen verbleibenden Studienplätze werden in drei Quoten vergeben. Der Umfang der Studien-
plätze, die an die Abiturbesten vergeben werden, wird von 20 auf 30 Prozent erhöht. 60 Prozent 
der verbleibenden Studienplätze werden wie bisher in Auswahlverfahren der Hochschulen verge-
ben. Neu eingeführt wird eine zusätzliche Eignungsquote im Umfang von 10 Prozent, die es 
Bewerberinnen und Bewerbern ermöglicht, ihre Eignung für den gewählten Studiengang unab-
hängig vom Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung anhand von schulnotenunabhängigen 
Auswahlkriterien nachzuweisen.  

Neue Verfahrensgrundsätze, insbesondere differenzierte Anforderungen an die Kriterienbildung, 
stellen sicher, dass bei der Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber die unterschiedlichen Eig-
nungsprofile des jeweiligen Studienganges abgebildet und neben kognitiven Kompetenzen auch 
praktische und sozialkommunikative Fähigkeiten berücksichtigt werden können. Schließlich wird 
bei der Berücksichtigung der Note des Abiturs als Auswahlkriterium ein Verfahren vorgesehen, 
das die Noten der Abiture der Länder annähernd vergleichbar macht. 

Zudem enthält der Staatsvertrag die Rechtsgrundlagen für die Integration des Zentralen Vergabe-
verfahrens in das Dialogorientierte Serviceverfahren. Dieser Schritt wurde bereits im Jahr 2016 
von den Ländern beschlossen, aufgrund des o.g. Urteils des Bundesverfassungsgerichts wurde 
der entsprechende Staatsvertrag jedoch nicht mehr in Kraft gesetzt.  

Die landesrechtlichen Regelungen zur Konkretisierung der durch den Staatsvertrag dem Landes-
gesetzgeber überlassenen Spielräume setzten die oben genannte Forderung einer chancenoffenen 
und eignungsorientierten Studienplatzvergabe weiter um:  

Die Hochschulen können im Rahmen des Auswahlverfahrens der Hochschulen bis zu drei Unter-
quoten mit verschiedenen Kombinationen von Auswahlkriterien bilden. In einer dieser Quoten 
können sie bis zu 15 Prozent der Plätze ebenfalls schulnotenunabhängig vergeben. Damit besteht 
die Möglichkeit, den Umfang der schulnotenunabhängigen Vergabe von Studienplätzen bis auf 
den bisherigen Umfang der schulnotenunabhängigen Vergabe durch die Wartzeitquote zu steigern. 
Vorgaben zur Verwendung oder Kombination von Auswahlkriterien über die des Staatsvertrages 
hinaus werden nicht gemacht. Die Hochschulen erhalten somit ausreichende Spielräume, um auf 
sich wandelnde Bedingungen reagieren und die Auswahlverfahren flexibel an neue wissenschaft-
liche Erkenntnisse und empirische Befunde anpassen zu können bzw. diese selbst zu generieren. 
Gleichzeitig kann die Hochschule die Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber an ihre Schwer-
punktsetzungen im jeweiligen Studiengang anpassen.  

Dieses Gesetz regelt das Zielmodell des Zentralen Vergabeverfahrens. Aufgrund der technischen 
Gegebenheiten kann dieses noch nicht zu der vom Bundesverfassungsgericht gesetzten Frist zum 
Sommersemester 2020 angewendet werden. Daher sieht Art. 18 des Staatsvertrages für die Zeit, 
in der die technischen Voraussetzungen für die Anwendung der Kriterien und Verfahrensgrund-
sätze nicht in vollem Umfang gegeben sind, zur Gewährleistung der effizienten und ebenfalls 
verfassungskonformen Durchführung der Vergabeverfahren eine Übergangsregelung vor. Diese 
wird durch Rechtsverordnung geregelt. 
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Die gesetzlichen Regelungen zur Studienplatzvergabe in örtlich zulassungsbeschränkten Studiengän-
gen werden aufgrund von Ausführungen des Bundesverfassungsgerichts zum Gesetzesvorbehalt und 
zum Grundsatz, dass wesentliche Vorgaben durch Gesetz zu regeln sind, erweitert; Bestimmungen 
zur Auswahl und deren Kriterien, die bisher in der Studienplatzvergabeverordnung Hessen enthalten 
waren, werden teilweise in das Gesetz übernommen.  

Darüber hinaus wird die Auswahl nach der Wartezeit angepasst. Anders als im Zentralen Verga-
beverfahren wird die Wartezeitquote nicht abgeschafft, jedoch die Anzahl der zu berücksichtigen-
den Wartesemester auf sieben begrenzt.  

Die bereits für die Bewerbung für das erste Fachsemester bestehende Vorabquote für Bewerbe-
rinnen und Bewerber, die einem im öffentlichen Interesse zu berücksichtigenden oder zu fördern-
den Personenkreis angehören und aufgrund begründeter Umstände an den Studienort gebunden 
sind, insbesondere Bewerberinnen oder Bewerber, die einem Olympiakader angehören, wird auf 
die Bewerbung für Masterstudiengänge ausgeweitet. Auch bei der Zulassung zu höheren Fachse-
mestern wird diese Bewerbergruppe nun berücksichtigt. 

Im Übrigen werden die Regelungen zur Studienplatzvergabe in den örtlich zulassungsbeschränk-
ten Studiengängen im Wesentlichen fortgeschrieben. 
 
B.   Zu den einzelnen Vorschriften 
 
Zu Art. 1 
 
Zu § 1 
Mit dem Gesetz zu dem Staatsvertrag über die Hochschulzulassung stimmt der Landtag dem 
Staatsvertrag zu. Im Übrigen wird auf den Staatsvertrag und dessen Begründung verwiesen. 
 
Zu § 2 
Diese Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Zustimmungsgesetzes und enthält den Hinweis auf 
die Bekanntgabe des Inkrafttretens des Staatsvertrages im Gesetz- und Verordnungsblatt nach der 
Ratifizierung des Staatsvertrages durch alle Länder. 
 
Zu Art. 2  
 
ERSTER TEIL 
 
Zu § 1 
Mit dieser Vorschrift wird der Anwendungsbereich des Hochschulzulassungsgesetzes festgelegt. 
Es regelt damit wie bisher die Vergabe von Studienplätzen durch die Hochschulen im Zentralen 
Vergabeverfahren und die Vergabe von Studienplätzen in örtlich zulassungsbeschränkten Studi-
engängen. Zusätzlich regelt es die Teilnahmemöglichkeit am DoSV auch für zulassungsfreie Stu-
diengänge. 
 
Zu § 2 
Die Regelungen zur Kapazitätsermittlung und Festsetzung von Zulassungszahlen aus dem Gesetz 
zum Staatsvertrag über die gemeinsame Einrichtung für Hochschulzulassung vom 29. September 
2017 (GVBl. S. 299) (im Folgenden: Gesetz zum Staatsvertrag über die gemeinsame Einrichtung 
für Hochschulzulassung) werden fortgeschrieben. 
 
ZWEITER TEIL 
 
Zu § 3 
Die Vorschrift regelt allgemeine Vorgaben für die Vergabe von Studienplätzen für das erste Fach-
semester in örtlich zulassungsbeschränkten grundständigen Studiengängen. 

Sie bestimmt in Abs. 1, nach welchen nachfolgenden Vorschriften sich das Auswahlverfahren 
richtet. Nach Abs. 2 werden die Studienplätze in den Auswahlverfahren nach den §§ 4 und 5 an 
Deutsche oder Deutschen Gleichgestellte vergeben. Drittstaatsangehörige werden im Rahmen der 
Quote nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 am Vergabeverfahren beteiligt. 

Die Regelung in Abs. 3 stellt sicher, dass aus der Ableistung von freiwilligen Diensten nach Abs. 2 
keine Nachteile bei der Studienplatzvergabe entstehen. Zur näheren Begründung wird auf die ent-
sprechende Begründung des Staatsvertrages zu Art. 8 Abs. 3 verwiesen.  

Der Abs. 4 regelt den Ausschluss vom Verfahren von Bewerberinnen oder Bewerbern, die zum 
Bewerbungsstichtag das 55. Lebensjahr vollendet haben auch für die örtlich zulassungsbeschränk-
ten Studiengänge. Zur näheren Begründung wird auf die entsprechende Begründung des Staats-
vertrages zu Art. 8 Abs. 4 verwiesen.  
 
Zu § 4 
Abs. 1 sieht vor, dass bis zu 20 Prozent der zur Verfügung stehenden Studienplätze in den örtlich 
zulassungsbeschränkten Studiengängen für die in den Nr. 1 bis 5 benannten Bewerbergruppen 
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vorzubehalten sind (Vorabquoten). Der Umfang der einzelnen Vorabquoten wird durch Rechts-
verordnung bestimmt. Berechnungsgrundlage der Anzahl der Studienplätze ist die im jeweiligen 
Studiengang festgesetzte Zulassungszahl.  

Die in den Nr. 1 bis 5 genannten Vorabquoten galten schon nach bisheriger Rechtslage, teilweise 
durch Verweis auf den Staatsvertrag oder durch Regelungen im Gesetz zum Staatsvertrag über 
die gemeinsame Einrichtung für Hochschulzulassung oder in der Studienplatzvergabeverordnung 
Hessen. Sie werden hier zusammenhängend aufgeführt. In Nr. 4 wird die Bezeichnung der Olym-
piakader an die neue Bezeichnung durch den Deutschen Olympischen Sportbund angepasst. Der 
von den neuen Kaderbezeichnungen erfasste Kreis von Sportlerinnen und Sportlern bleibt iden-
tisch. Die bisherige Option zur Bildung dieser Vorabquote wird in eine Verpflichtung umgewan-
delt, um den von der Quote erfassten Bewerberinnen und Bewerbern an allen Studienstandorten 
die gleichen Chancen einzuräumen. Die Quote unter Nr. 5 war bisher aufgrund einer Verord-
nungsermächtigung im Gesetz zum Staatsvertrag über die gemeinsame Einrichtung für Hoch-
schulzulassung in der Studienplatzvergabeverordnung geregelt und wird nun in das Gesetz über-
führt. 

Abs. 2 bestimmt, dass Bewerberinnen und Bewerber, die den Vorabquoten nach Nr. 2 (Drittstaat-
ler) und Nr. 3 (Bewerberinnen und Bewerber für ein Zweitstudium) unterfallen, nur innerhalb 
dieser Quoten zugelassen werden können. Eine Beteiligung am Auswahlverfahren der Hochschule 
oder der Auswahl über die Wartezeitquote (Hauptquoten) ist ausgeschlossen. Die Bewerberinnen 
und Bewerber, die den Vorabquoten nach den Nr. 1, 4 und 5 unterfallen, können dagegen auch 
an der Auswahl in den Hauptquoten teilnehmen und erhalten daher über die Vorabquote eine 
zusätzliche Zulassungschance. 

Abs. 3 definiert den Begriff der außergewöhnlichen Härte in Abs. 1 Nr. 1. Zur näheren Begrün-
dung wird auf die entsprechende Begründung des Staatsvertrages zu Art. 9 Abs. 3 verwiesen. 

Abs. 4 bestimmt die Kriterien, nach denen ausländische Staatsangehörige und Staatenlose, die 
nicht Deutschen gleichgestellt werden (Drittstaatler), ausgewählt werden. Diese waren bisher in 
der Studienplatzvergabeverordnung geregelt. Im Gegensatz zur bisherigen Regelung muss die 
Auswahl nicht mehr vorrangig anhand der Durchschnittsnote der Hochschulzugangsberechtigung 
erfolgen, sondern kann auch anhand anderer geeigneter Kriterien, wie z.B. eines Studieneig-
nungstests, erfolgen. Damit können die Hochschulen den unterschiedlichen Qualifikationen dieser 
Bewerbergruppe besser gerecht werden. Zusätzlich wird den Hochschulen die Möglichkeit ein-
geräumt, Studieneignungstest und mündliche Auswahlverfahren zusammen durchzuführen oder 
die Durchführung einem Dritten zu übertragen. Im Übrigen bleibt die Vorschrift unverändert. 

Die Abs. 5 bis 6 führen die bisherigen Regelungen zur Auswahl in den übrigen Vorabquoten fort. 

Abs. 7 enthält ein Instrument zur Verbesserung der Durchschnittsnote. In diesen Fällen erfolgt 
eine Beteiligung der Bewerberin oder des Bewerbers mit der nachgewiesenen besseren Durch-
schnittsnote in der jeweiligen Quote, in der diese als Kriterium berücksichtigt wird. Zur näheren 
Begründung wird auf die Begründung zum Staatsvertrag zu Art. 8 Abs. 2 verwiesen.  

Abs. 8 regelt die Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber, wenn nach Auswahl anhand der in 
der jeweiligen Quote vorgesehenen Auswahlkriterien Ranggleichheit zwischen Bewerberinnen 
und Bewerbern besteht. Im Einklang mit der entsprechenden Regelung im Zentralen Verfahren 
wird die Bewerberin oder der Bewerber ausgewählt, die oder der einen Dienst gemäß § 3 Abs. 3 
Satz 1 abgeleistet hat. Im Übrigen entscheidet das Los. 
 
Zu § 5 
Diese Vorschrift regelt in Abs. 1 die Hauptquoten, in denen die Studienplätze in den örtlich 
zulassungsbeschränkten grundständigen Studiengängen im ersten Fachsemester vergeben werden. 
Anders als im Zentralen Vergabeverfahren wird die Wartezeitquote im Umfang von 20 Prozent 
zunächst beibehalten. Die anrechenbare Wartezeit wird jedoch auf sieben Semester seit Erwerb 
der Hochschulzugangsberechtigung begrenzt. Bewerberinnen und Bewerber mit einer längeren 
Wartezeit werden damit nicht von der Teilnahme am Auswahlverfahren nach der Wartezeit aus-
geschlossen, ein weiteres Warten bewirkt jedoch keine weitere Verbesserung der Position im 
Auswahlverfahren. Diese Regelung trägt dem Gedanken des Bundesverfassungsgerichts Rech-
nung, längere und damit vom Bundesverfassungsgericht als dysfunktional angesehene Wartezeiten 
von mehr als sieben Semestern zu vermeiden, indem kein weiterer Anreiz für das Ansammeln 
von Wartezeit durch eine begünstigende Regelung gesetzt wird. Im Übrigen werden die Studien-
plätze wie bisher im Umfang von 80 Prozent in einem Auswahlverfahren der Hochschulen ver-
geben. Den Hochschulen wird die Möglichkeit eingeräumt, diese Quote in bis zu drei Unterquoten 
aufzuteilen und somit unterschiedliche Schwerpunkte bei der Auswahl zu setzen. Studienplätze, 
die in einer der Quoten nicht vergeben wurden, werden in der jeweils anderen Quote vergeben.   

Abs. 2 regelt abschließend den Katalog an Auswahlkriterien, der den Hochschulen zur Verfügung 
steht. Zur Begründung der einzelnen Kriterien wird auf die Begründung des Staatsvertrages zu 
Art. 10 Abs. 2 des Staatsvertrages verwiesen. Zusätzlich wurde das Auswahlkriterium „schriftli-
che Ausarbeitungen oder Abhandlungen, insbesondere Essays“ aufgenommen. Damit steht den 
Hochschulen ein weiteres Kriterium für eine studiengangsspezifische Auswahl zur Verfügung. 
Das Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung ist bei der Auswahlentscheidung zu berücksich-



 

 Hessischer Landtag   ·   20. Wahlperiode   ·   Drucksache 20/1045 15 

 

tigen, ein maßgeblicher Einfluss muss ihm nicht mehr gegeben werden. Damit wird die Anwen-
dung des Kriteriums des Ergebnisses der Hochschulzugangsberechtigung im örtlichen Vergabe-
verfahren dem Zentralen Verfahren angepasst. Dabei ist die Verarbeitung der Durchschnittsnote 
oder der Punkte möglich. Dies trägt der unterschiedlichen Darstellungsweise in den Abschluss-
zeugnissen Rechnung. Bei der Gestaltung ihres Auswahlverfahrens hat die Hochschule sicherzu-
stellen, dass die in die Auswahlentscheidung einbezogenen Kriterien in ihrer Gesamtheit eine 
hinreichende Vorhersagekraft für den Studienerfolg und die sich typischerweise anschließende 
Berufstätigkeit haben.  

Die Hochschulen werden aufgrund ihrer Fachnähe und Expertise verpflichtet, die Auswahlkrite-
rien in standardisierter, strukturierter und qualitätsgesicherter Weise anzuwenden. Damit wird 
den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts für das Zentrale Vergabeverfahren auch im örtli-
chen Vergabeverfahren nachgekommen. Auch hier wird den Hochschulen die Möglichkeit einge-
räumt, Studieneignungstest und mündliche Auswahlverfahren zusammen durchzuführen oder die 
Durchführung einem Dritten zu übertragen. 

Abs. 3 regelt die Kriterien, nach denen die Bewerberinnen und Bewerber in eine Rangfolge ge-
bracht werden, wenn nach der Auswahl nach den primären Auswahlkriterien zwischen Bewerbe-
rinnen und Bewerbern Ranggleichheit besteht. In der Wartezeitquote entscheidet wie bisher zu-
nächst das Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung. Im Auswahlverfahren der Hochschulen 
bestimmt sich die Rangfolge wie bisher zunächst nach der Wartezeit. Die Hochschulen können 
im Auswahlverfahren der Hochschulen jedoch durch Satzung ein anderes Kriterium oder eine 
Kriterienkombination aus dem Kriterienkatalog zur Bestimmung der Rangfolge festlegen. So kön-
nen Hochschulen, die im Auswahlverfahren z.B. ein Gespräch vorsehen, diesem weitere und dem 
Aufwand entsprechende Bedeutung bei der Auswahl bei Ranggleichheit zukommen lassen. Besteht 
danach noch Ranggleichheit werden vorrangig Bewerberinnen und Bewerber berücksichtigt, die 
einen Dienst nach § 3 Abs. 3 Satz 1 abgeleistet haben. Danach entscheidet das Los. 

Nach Abs. 4 können die Hochschulen wie bisher die Anzahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
am Auswahlverfahren begrenzen. Dies ist aber wie im Zentralen Vergabeverfahren nur noch für 
aufwendige und individualisierte Auswahlverfahren möglich, denn nur dann rechtfertigt der As-
pekt der Handhabung des Auswahlverfahrens durch die Hochschule eine Einschränkung der Teil-
nahmemöglichkeit der Bewerberinnen und Bewerber.  

Abs. 5 regelt die Satzungsbefugnis der Hochschulen und verpflichtet sie, die strukturierte und 
standardisierte Anwendung der Kriterien in der Satzung abzubilden. 

Abs. 6 und 7 regeln Abweichungen vom Auswahlverfahren für bestimmte Studiengänge und be-
sondere Bewerbergruppen. 
 
Zu § 6 
Abs. 1 regelt die Zulassung zu Studiengängen, die einen Hochschulabschluss voraussetzen (post-
graduale Studiengänge). Die Vorschrift entspricht im wesentlichen der bisherigen Regelung. Aus 
Gründen der Übersichtlichkeit erfolgt die Regelung jedoch in einem eigenen Paragrafen, da zu-
sätzlich im Hinblick auf die Wesentlichkeitsrechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts die 
Kriterien zur Auswahl bei Ranggleichheit aufgenommen wurden. Auch bei der Zulassung zu ei-
nem postgradualen Studiengang wird nun eine Vorabquote nach § 4 Abs. 1 Nr. 4, insbesondere 
für Zugehörige eines Olympiakaders, vorgesehen, um die besonderen Belange dieser Bewerber-
gruppe nicht nur bei der Zulassung zum ersten Fachsemester, sondern auch bei einem Weiterstu-
dium zu berücksichtigen. Mit dem Verweis auf § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 wird auch bei der Zulas-
sung zu einem postgradualen Studiengang die berücksichtigungsfähige Wartezeit auf sieben Se-
mester begrenzt. Als Wartezeit gilt hier die Anzahl der Halbjahre seit der Abschlussprüfung des 
Studiums, das Voraussetzung für den Zugang ist. Die Auswahl entsprechend § 5 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 erfolgt anhand der Kriterien, die Voraussetzung für den Zugang zum postgradualen Studi-
engang sind. Weitere Kriterien nach § 5 Abs. 2 Satz 1 können hinzugezogen werden. Im Übrigen 
werden die Vorgaben zur Standardisierung, die nach § 5 Abs. 2 für die Vergabeverfahren für das 
1. Fachsemester gelten, für entsprechend anwendbar erklärt. Den Hochschulen wird wie bisher 
die Option eingeräumt, die Vergabe der Studienplätze nach der Wartezeit einzuschränken oder 
ganz von ihr abzusehen. 

Abs. 2 regelt die Rangfolge, wenn bei der Auswahl nach den primären Kriterien zwischen Be-
werberinnen und Bewerbern Ranggleichheit besteht. Wie bisher bestimmt sich die Rangfolge bei 
der Auswahl nach der Wartezeit nach der Durchschnittsnote der Abschlussprüfung des für den 
Zugang vorausgesetzten Studiums und im übrigen Auswahlverfahren nach der Wartezeit. Die 
Hochschule wird aber wie im Auswahlverfahren für grundständige Studiengänge ermächtigt, 
durch Satzung andere Ranggleichheitskriterien festzulegen. 
 
Zu § 7 
Diese Vorschrift übernimmt die bestehende Regelung zur Zulassung zu höheren Fachsemestern 
aus der Studienplatzvergabeverordnung Hessen ergänzt um die Berücksichtigung der Bewerber-
gruppe nach § 4 Abs. 1 Nr. 4, insbesondere der Zugehörigen eines Olympiakaders. Diese werden 
in der Rangfolge nach Bewerberinnen und Bewerbern, deren Studienortwechsel insbesondere auf 
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sozialen, familiären und gesundheitlichen Gründen beruht, und vor allen übrigen Ortswechslern 
eingereiht. 
 
Zu § 8 
Diese Vorschrift übernimmt die Regelung aus dem bisherigen Gesetz zum Staatsvertrag über die 
gemeinsame Einrichtung für Hochschulzulassung und regelt das Serviceverfahren der Stiftung für 
Hochschulzulassung für die örtlichen Vergabeverfahren und Anmeldeverfahren für Studiengänge, 
die zulassungsfrei sind. 
 
DRITTER TEIL 
 
Zu § 9 
Diese Vorschrift übernimmt die Regelung aus dem bisherigen Gesetz zum Staatsvertrag über die 
gemeinsame Einrichtung für Hochschulzulassung und regelt die Vertretung des Landes und der 
Hochschulen im Stiftungsrat der Stiftung für Hochschulzulassung. 
 
Zu § 10 
Abs. 1 regelt den Grundsatz, dass die Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber nach deren 
Eignung für den gewählten Studiengang und sich typischerweise anschließende Berufstätigkeiten 
zu erfolgen hat. 

Abs. 2 regelt die Auswahl in der zusätzlichen Eignungsquote, die nur anhand schulnotenunabhän-
giger Kriterien erfolgen darf. Dabei kann die Hochschule die Auswahl sowohl anhand eines ein-
zelnen Kriteriums als auch anhand einer Kombination von schulnotenunabhängigen Kriterien aus 
dem Kriterienkatalog des § 5 Abs. 2 Satz 1 (mit Ausnahme der schriftlichen Ausarbeitungen und 
Abhandlungen) vorsehen. Abs. 3 regelt das Auswahlverfahren der Hochschulen und legt durch 
den Verweis auf § 5 Abs. 2 Satz 1 den Kriterienkatalog, aus dem die Hochschule wählen kann, 
abschließend fest. Dieser entspricht dem Kriterienkatalog des Staatsvertrages und wurde nicht 
durch weitere Kriterien ergänzt. Er übernimmt darüber hinaus in den Nr. 1 und 2 die Maßgaben 
zur Auswahl und Kombination der Kriterien aus dem Staatsvertrag. Danach ist in die Auswahl-
entscheidung neben dem Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung mindestens ein schulno-
tenunabhängiges Kriterium mit erheblichem Gewicht in die Auswahlentscheidung einzubeziehen. 
Mindestens ein fachspezifischer Studieneignungstest ist zu berücksichtigen. Zur Begründung der 
einzelnen Kriterien und Maßgaben wird auf die Begründung zum Staatsvertrag zu Art. 10 Abs. 2 
und 3 verwiesen. Der Kriterienkatalog ermöglicht es, auch soziale und kommunikative Fähigkei-
ten sowie praktische Fertigkeiten, die für den Arztberuf erforderlich sein können, bei der Auswahl 
zu berücksichtigen. Im Übrigen ist auch hier bei der Auswahl und Kombination der Kriterien 
Abs. 4 zu berücksichtigen. Über den Staatsvertrag hinausgehende Gestaltungsvorgaben wurden 
nicht aufgenommen. So verbleibt den Hochschulen ein weiter Spielraum, um die Auswahl ent-
sprechend ihrer Schwerpunktsetzung und Profilbildung auszugestalten, z.B. zur Stärkung der All-
gemeinmedizin. Nr. 3 legt fest, dass die Note des Abiturs nur nach einem nach Art. 10 Abs. 2 
Satz 3 bis 5 des Staatsvertrags erfolgten Ausgleich zur Herstellung der annähernden Vergleich-
barkeit der Abiturnoten der Länder in die Auswahlentscheidung eingehen darf. Zur weiteren Be-
gründung wird auf die Begründung des Staatsvertrages zu Art. 10 Abs. 2 Satz 3 bis 5 verwiesen. 

In Abs. 4 wird den Hochschulen die Option gegeben, Unterquoten zu bilden. Aus Gründen der 
Transparenz wird die Aufteilung auf drei Unterquoten begrenzt. Die Gestaltung der Unterquoten 
unterliegt jeweils den o.g. Maßgaben. Dies bedeutet, dass in jeder Unterquote jeweils das Ergeb-
nis der Hochschulzugangsberechtigung und ein Studieneignungstest vorgesehen werden muss. 
Ebenso muss ein schulnotenunabhängiges Kriterium erheblich gewichtet werden. Dies setzt die 
Vorgabe des Bundesverfassungsgerichts um, dass die Eignung einer Bewerberin oder eines Be-
werbers an mindestens zwei Kriterien zu messen ist. Im Studiengang Medizin sind insgesamt zwei 
schulnotenunabhängige Kriterien einzubeziehen. In den Unterquoten kann aber die Gewichtung 
der einzelnen Kriterien variiert und Kriterien ergänzt oder im Rahmen der Maßgaben ebenfalls 
variiert werden. 

In einer dieser Unterquoten kann die Hochschule im Umfang von 15 Prozent die Studienplätze 
wie in der zusätzlichen Eignungsquote nach einem schulnotenunabhängigen Kriterium oder einer 
Kombination solcher Kriterien vergeben. Macht sie von der Option Gebrauch, hat sie damit auch 
die Möglichkeit, die Auswahl gegenüber der zusätzlichen Eignungsquote im Umfang von 10 Pro-
zent nach Art. 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 zu variieren, um so unterschiedliche Modelle zu erproben, 
da für die Quote nach Art. 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 aufgrund ihres geringen Umfangs aus Trans-
parenzgründen keine Bildung von Unterquoten vorgesehen ist. 

Abs. 5 enthält eine Regelung zur Auswahl bei Ranggleichheit. Vorrangig werden die Bewerber 
ausgewählt, die einen Dienst gemäß § 3 Abs. 3 Satz 1 abgeleistet haben. Besteht danach noch 
Ranggleichheit, entscheidet das Los. Den Hochschulen wird jedoch die Option eingeräumt, durch 
Satzung davon abzuweichen und vorrangig ein anderes in der jeweiligen Quote zulässiges Krite-
rium oder eine Kombination solcher Kriterien festzulegen. Im Übrigen entscheidet jedoch ab-
schließend immer das Los. 
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Abs. 6 sieht vor, dass die Hochschulen zur Handhabung aufwendiger und individualisierter Aus-
wahlverfahren die Anzahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer begrenzen kann. Zu einem Ver-
fahren in diesem Sinne zählen insbesondere Studieneignungstests oder Auswahlgespräche, die 
nach Bewerbungsschluss individualisiert durchgeführt werden. Die bisherige Begrenzung auf die 
dreifache Teilnehmerzahl der so zu vergebenden Studienplätze hat sich bewährt und wird daher 
übernommen. Die Vorauswahl darf dabei keinen engeren Filter setzen als die vom Bundesverfas-
sungsgericht gemachten Vorgaben für die eigentliche Auswahlentscheidung. Die Eignung jeder 
Bewerberin und jedes Bewerbers soll im Rahmen des Auswahlverfahrens der Hochschule anhand 
des Ergebnisses der Hochschulzugangsberechtigung und mindestens eines schulnotenunabhängi-
gen Kriteriums mit erheblichem Gewicht erfolgen. Daher sieht die Regelung eine Kombination 
aus dem Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung und dem Ergebnis eines fachspezifischen 
Studieneignungstests zur Bestimmung der Rangfolge vor. Die jeweilige Gewichtung unter Beach-
tung der Maßgabe der erheblichen Gewichtung des schulnotenunabhängigen Kriteriums bestimmt 
die Hochschule. In der zusätzlichen Eignungsquote wird die Vorauswahl nach dem Ergebnis eines 
fachspezifischen Studieneignungstests getroffen. Darüber hinaus können die Hochschulen jeweils 
eine Vorauswahl nach dem Grad der Ortspräferenz vorsehen. Zu dessen näheren Begründung 
wird auf die Begründung zum Staatsvertrag zu Art. 10 Abs. 6 verwiesen. Die Auswahl nach dem 
Grad der Ortspräferenz wurde gemäß der Vorgabe einer hinreichenden Beschränkung auf bis zu 
35 Prozent der im Auswahlverfahren der Hochschulen und in der zusätzlichen Eignungsquote von 
den Hochschulen insgesamt zu vergebenden Plätze beschränkt. Es bleibt der Hochschule überlas-
sen, in welcher Höhe, ob und wie sie diesen Anteil auf die beiden Quoten verteilt. 

Abs. 7 regelt die Auswahl bei Ranggleichheit im Rahmen der Vorauswahl. Dabei ist zu unter-
scheiden zwischen der Vorauswahl nach der Ortspräferenz und der übrigen Vorauswahl. Da die 
Auswahl anhand der Ortspräferenz nicht eignungsbezogen ist, werden daher zur Bestimmung der 
weiteren Rangfolge eignungsbezogene Kriterien herangezogen, wie das Ergebnis der Hochschul-
zugangsberechtigung und eines fachspezifischen Studieneignungstests. Erst dann kommen ein 
Dienst oder das Los zum Tragen. Bei der übrigen Vorauswahl entscheidet sofort der Dienst oder 
das Los. 

Abs. 8 bestimmt, dass auch im Zentralen Vergabeverfahren die Kriterien in standardisierter und 
strukturierter Form anzuwenden sind, und regelt die Satzungsbefugnis. 
 
Zu § 11 
Diese Vorschrift bestimmt, dass sich die Zulassung von Drittstaatlern nach den Regelungen für 
diese Personengruppe im örtlichen Vergabeverfahren richtet. 
 
VIERTER TEIL 
 
Zu § 12 
Die Vorschrift legt als zuständige Landesbehörde im Sinne des Hochschulzulassungsgesetzes das 
für das Hochschulwesen zuständige Ministerium fest. 
 
Zu § 13 
Abs. 1 enthält verschiedene Verordnungsermächtigungen. Die Nr. 1, 2, 6, 8 und 9 wurden im 
Wesentlichen gleichlautend aus dem bisherigen Gesetz übernommen. Die Nr. 3 wurde wegen der 
Aufnahme der Vorabquoten in das Gesetz zur Bestimmung des Umfangs der Quoten nach § 4 
ergänzt. Die bisherige allgemeine Ermächtigung zur Konkretisierung der Kriterien in den Aus-
wahlverfahren der Hochschule wurde in der Nr. 4 auf die Fälle der vom Gesetzgeber festgelegten 
Kriterien (Ergebnis Hochschulzugangsberechtigung,Wartezeit, Berücksichtigung eines Dienstes, 
Los) begrenzt. Die neue Nr. 5 ermöglicht es, die Abiturdurchschnittsnoten wie im Zentralen 
Vergabeverfahren annähernd vergleichbar zu machen. Die Erwägungen des Bundesverfassungs-
gerichts zu den Auswirkungen der festgestellten bundesweiten Bewertungsunterschiede bei den 
Abiturnoten im Studiengang Medizin müssen nicht auf alle örtlich zulassungsbeschränkten Studi-
engänge gleichermaßen zutreffen. Dennoch ist auch bei den örtlich zulassungsbeschränkten Stu-
diengängen, soweit erforderlich, für einen annähernden Notenausgleich zu sorgen. Sobald hierfür 
die technischen Voraussetzungen auch an den Hochschulen geschaffen sind, kann ein entspre-
chendes Verfahren geregelt und eingeführt werden. Die bisherige Nr. 4 geht in der Nr. 7 auf und 
wird hinsichtlich der Ermächtigung zur Regelung der Vergabe nicht in Anspruch genommener 
Plätze oder aus anderen Gründen frei gebliebener Plätze auch an Bewerberinnen und Bewerber, 
die die Fristen versäumt haben, ergänzt. Die neue Nr. 10 enthält Verordnungsermächtigungen 
zur Konkretisierung von Kriterien, die vom Gesetzgeber festgelegt sind, soweit diese nicht bereits 
von der Ermächtigung nach Art. 12 für das Zentrale Vergabeverfahren erfasst sind. Nr 11 enthält 
eine ergänzende Verordnungsermächtigung zu Art. 18 Abs. 1 des Staatsvertrages zur Regelung 
der Berücksichtigung und Berechnung der dort festgelegten vorübergehenden Anwendung des 
Kriteriums der Wartezeit.  

In Abs. 2 wird den Hochschulen die Option eingeräumt, abweichend von der Festlegung des 
Umfangs der Vorabquote für Drittstaatler durch den Verordnungsgeber, diesen aus studiengangs-
spezifischen Gründen abweichend durch Satzung festzulegen. 
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Zu § 14 
Die Vorschrift legt fest, dass für das Vergabeverfahren zum Wintersemester 2019/2020 noch das 
Gesetz zum Staatsvertag über die Errichtung einer gemeinsamen Einrichtung für Hochschulzulas-
sung Anwendung findet. 
 
Zu § 15 
Da das Gesetz zum Staatsvertrag über die Errichtung einer gemeinsamen Einrichtung für Hoch-
schulzulassung und das Gesetz zum Staatsvertrag über die gemeinsame Einrichtung für Hoch-
schulzulassung noch in Kraft sind, werden diese aufgehoben. 
 
Zu § 16 
Diese Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Hochschulzulassungsgesetzes. 
 
Zu Art. 3 
Diese Vorschrift regelt das Inkrafttreten des gesamten Gesetzes. 
 
 
Wiesbaden, 12. August 2019 
 
Der Hessische Ministerpräsident 
 
Volker Bouffier  

Die Hessische Ministerin für  
Wissenschaft und Kunst 

Angela Dorn 
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